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Jahrgang 2019  Kundgemacht am 21. November 2019 

134. Änderung des Tiroler Tourismusgesetzes 2006  

134. Gesetz vom 9. Oktober 2019, mit dem das Tiroler Tourismusgesetz 2006 geändert 
wird 

Der Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Tiroler Tourismusgesetz 2006, LGBl. Nr. 19, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. 
Nr. 144/2018, wird wie folgt geändert: 

1. Die Abs. 7 und 8 des § 7 haben zu lauten: 

„(7) Der Obmann hat die Stimmgruppenliste unverzüglich nach deren Übermittlung eine Woche 
lang zur allgemeinen Einsicht für die Mitglieder am Sitz des Tourismusverbandes aufzulegen. Beginn und 
Ablauf der Auflagefrist sind spätestens am Tag vor deren Beginn an der Amtstafel jener Gemeinden, auf 
deren Gebiet sich der Tourismusverband erstreckt, bis zum Ablauf der Auflagefrist kundzumachen. Der 
Bürgermeister hat auf Ersuchen des Obmanns die Kundmachung an der Amtstafel zu veranlassen. Wegen 
der Nichtaufnahme eines vermeintlichen Mitgliedes oder wegen der Aufnahme eines vermeintlichen 
Nichtmitgliedes des Tourismusverbandes können das vermeintliche Mitglied bzw. Nichtmitglied und der 
Obmann des Tourismusverbandes bis zum Ablauf der Auflagefrist einen Berichtigungsantrag stellen. Das 
Recht, einen Berichtigungsantrag zu stellen, steht auch jedem aufgenommenen Mitglied wegen seiner 
Zuordnung zu einer Stimmgruppe zu. Der Berichtigungsantrag ist bei der Landesregierung einzubringen. 
Über den Berichtigungsantrag ist innerhalb eines Monats mit Bescheid zu entscheiden. Über eine gegen 
den Bescheid der Landesregierung eingebrachte Beschwerde hat das Landesverwaltungsgericht innerhalb 
von drei Monaten ohne Anberaumung einer mündlichen Verhandlung zu entscheiden. 

(8) Die Stimmgruppenliste bildet die Grundlage für alle Abstimmungen in der Vollversammlung 
während einer Funktionsperiode des Aufsichtsrates. Der Obmann hat Personen, die während dieser Zeit 
Mitglieder eines Tourismusverbandes werden, auf Antrag unverzüglich in die Stimmgruppenliste 
aufzunehmen. Solche Mitglieder sind in die dritte Stimmgruppe einzuordnen. Wird ein derartiger Antrag 
im Zeitraum zwischen dem Beginn der Auflage nach § 7 Abs. 7 und dem Abschluss der Wahl des 
Aufsichtsrates gestellt, kommt einem aufzunehmenden Mitglied nur dann ein Stimmrecht bei der Wahl 
des Aufsichtsrates zu, wenn bis zum Ablauf der Auflagefrist ein Berichtigungsantrag gestellt wurde. Ein 
Pflichtmitglied kann vor dem Ablauf der Funktionsperiode des Aufsichtsrates jeweils binnen einem 
Monat nach der Zustellung der laufenden Beitragsvorschreibung nach § 36 seine Zuordnung in eine 
andere Stimmgruppe beantragen. Die Landesregierung hat diesem Antrag zu entsprechen, wenn der 
Antragsteller aufgrund seines Beitrages in eine andere Stimmgruppe als bisher eingereiht werden müsste. 
Die Zuordnung der übrigen Pflichtmitglieder zur jeweiligen Stimmgruppe bleibt davon unberührt. Eine 
dadurch allenfalls bewirkte Veränderung des Stimmgewichts nach Abs. 4 hat die Landesregierung jedoch 
unverzüglich dem Tourismusverband bekannt zu geben. Der Obmann hat Personen, deren Mitgliedschaft 
erloschen ist, sobald er hiervon Kenntnis erlangt hat, unverzüglich aus der Stimmgruppenliste zu 
streichen. Die Aufnahme und die Streichung eines Mitgliedes sind unverzüglich der Landesregierung 
mitzuteilen.“ 

Amtssigniert. SID2019111111429
Informationen unter: amtssignatur.tirol.gv.at
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2. Im Abs. 2 des § 8 wird folgender Satz angefügt: 

„Zur Ausübung des Stimmrechts genügt die Vorlage einer schriftlichen eidesstattlichen Erklärung des 
Bevollmächtigten über das aufrechte Bestehen einer diesbezüglichen Vollmacht.“ 

3. Der Abs. 1 des § 9 hat zu lauten: 

„(1) Die Vollversammlung wird vom Obmann einberufen und geleitet, soweit im Abs. 6 nichts 
anderes bestimmt ist. Die Einberufung hat auf Verlangen des Obmanns vom Bürgermeister durch 
Kundmachung an der Amtstafel der Gemeinden, auf deren Gebiet sich der Tourismusverband erstreckt, 
für mindestens zwei Wochen zu erfolgen. Die Kundmachung hat mindestens zwei Wochen vor dem Tag, 
für den die Vollversammlung einberufen wurde, zu erfolgen und die Tagesordnung zu enthalten. Findet 
bei der Vollversammlung jedoch die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrates nach § 12 statt, so hat die 
Kundmachung mindestens acht Wochen vor dem Tag, für den die Vollversammlung einberufen wurde, zu 
erfolgen und zusätzlich eine Information über die Erstellung und Einbringung von Wahlvorschlägen nach 
§ 12 Abs. 3 sowie über die Möglichkeit der vorzeitigen Stimmabgabe nach § 12 Abs. 4 zu enthalten. In 
diesem Fall ist die Einberufung auch auf der Internetseite des Landes Tirol bekannt zu machen.“ 

4. Im Abs. 2 des § 9 werden im ersten Satz die Worte „oder vertretenen“ aufgehoben. 

5. Im Abs. 3 des § 9 hat der sechste Satz zu lauten: 

„Unbeschadet des § 12 Abs. 5 sind Abstimmungen geheim und mit Stimmzetteln durchzuführen, wenn 
dies mindestens ein Drittel der anwesenden Mitglieder verlangt oder wenn dies zur Erlangung eines 
zweifelsfreien Abstimmungsergebnisses erforderlich erscheint.“ 

6. Im Abs. 6 des § 9 werden im zweiten Satz die Worte „den Anschlag“ durch die Worte „die 
Kundmachung“ ersetzt. 

8. § 12 hat zu lauten: 

„§ 12 

Wahlen 

(1) Die Vollversammlung hat getrennt für jede Stimmgruppe aus deren Mitte die gleiche Anzahl von 
Mitgliedern des Aufsichtsrates auf die Dauer von fünf Jahren zu wählen. Der Obmann hat die 
Vollversammlung zur Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrates fristgerecht vor dem Ablauf der 
Funktionsperiode einzuberufen. Als Wahltag gilt der Tag, an dem hierfür im Rahmen der 
Vollversammlung Stimmen abgegeben werden können und die Auszählung der Stimmzettel erfolgt. Am 
Wahltag wird die Wahl des Aufsichtsrates von einem Vertreter der für Angelegenheiten des Tourismus 
zuständigen Organisationseinheit des Amtes der Tiroler Landesregierung (Wahlleiter) geleitet. Die 
vorzeitige Stimmabgabe nach Abs. 4 wird von geschulten Wahlleiter-Stellvertretern geleitet. Der 
Wahlleiter hat diese im Einvernehmen mit dem Obmann aus dem Kreis der Bediensteten des Hauptbüros 
und der Ortsbüros des Tourismusverbandes zu bestellen. Vor dem Antritt ihres Amtes haben die 
Wahlleiter-Stellvertreter in einer an den Wahlleiter gerichteten schriftlichen Erklärung strenge 
Unparteilichkeit und die gewissenhafte Erfüllung ihrer Amtspflichten zu geloben. Jedem Einbringer eines 
vom Amt der Tiroler Landesregierung gemäß Abs. 3 geprüften und dem Obmann übermittelten 
Wahlvorschlages kommt das Recht zu, jeweils einen auf dem Wahlvorschlag genannten Kandidaten als 
Beisitzer zur Überwachung der Stimmabgabe in die Büros, in denen die vorzeitige Stimmabgabe 
stattfindet, und zur Überwachung der Stimmabgabe und der Auszählung der Stimmen zur 
Vollversammlung zu entsenden. Die Beisitzer sowie Bedienstete des Amtes der Tiroler Landesregierung 
dürfen unter der Aufsicht des Wahlleiters an der Auszählung der Stimmen mitwirken. 

(2) Wahlberechtigt und in den Aufsichtsrat wählbar sind nur die Mitglieder der jeweiligen 
Stimmgruppe. Für eine juristische Person, eine Offene Gesellschaft oder eine Kommanditgesellschaft 
wählbar sind die zur Vertretung befugten Organe sowie hiefür bevollmächtigte Prokuristen, für 
Personengemeinschaften, die nach bürgerlichem Recht nicht rechtsfähig sind, schriftlich bevollmächtigte 
Mitglieder der Personengemeinschaft. Von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind Personen, die vom 
Wahlrecht zum Landtag aus anderen Gründen als wegen des Fehlens der österreichischen 
Staatsbürgerschaft ausgeschlossen sind. 

(3) Wahlvorschläge sind von den auf den Wahlvorschlägen jeweils erstgenannten Listenführern bis 
spätestens vier Wochen vor dem Wahltag beim Amt der Tiroler Landesregierung schriftlich einzubringen. 
Wahlvorschläge müssen mindestens die Namen so vieler wählbarer Personen aus der Stimmgruppe des 
Einbringers enthalten, wie Aufsichtsräte in der betreffenden Stimmgruppe zu wählen sind. Diese dürfen 
auf jeweils nur einem Wahlvorschlag kandidieren und haben das Einverständnis mit ihrer Kandidatur 
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durch eigenhändige Unterschrift auf dem Wahlvorschlag deutlich zuordenbar zu bestätigen. Scheint eine 
Person oder ein von ihr vertretenes Mitglied auf mehr als einem Wahlvorschlag auf, so gilt die 
Kandidatur nur für den als erstes eingelangten gültigen Wahlvorschlag; auf dem weiteren Wahlvorschlag 
(den weiteren Wahlvorschlägen) gilt der Name des betreffenden Kandidaten oder des von ihm vertretenen 
Mitgliedes als nicht beigesetzt und der Wahlleiter hat, sofern dadurch die erforderliche Anzahl von 
Namen wählbarer Personen nicht mehr erreicht wird, den Einbringer des betroffenen weiteren 
Wahlvorschlages (die Einbringer der betroffenen weiteren Wahlvorschläge), unverzüglich zur Ergänzung 
des Wahlvorschlages (der Wahlvorschläge) bis spätestens drei Wochen vor dem Wahltag aufzufordern. 
Dies gilt auch für Wahlvorschläge, die den sonstigen Formalerfordernissen nicht entsprechen. 
Wahlvorschläge, die nicht fristgerecht eingebracht werden, die nicht die erforderliche Anzahl von Namen 
wählbarer Personen enthalten oder nicht von diesen unterfertigt sind, sind ungültig. Der Wahlleiter hat die 
Wahlvorschläge nach der Reihenfolge ihres Einlangens beim Amt der Tiroler Landesregierung mit A, B, 
C usw. zu bezeichnen und sie schriftlich dem Obmann zu übermitteln sowie auf der Internetseite des 
Landes Tirol bekannt zu machen. 

(4) Das Wahlrecht für die Wahl des Aufsichtsrates ist am Wahltag in der Vollversammlung oder 
während des Zeitraumes von einer Woche vor dem Wahltag im Hauptbüro des Tourismusverbandes und 
in höchstens zwei vom Wahlleiter im Einvernehmen mit dem Obmann zu bestimmenden Ortsbüros des 
Tourismusverbandes zur jeweiligen Öffnungszeit (vorzeitige Stimmabgabe) auszuüben. Die Möglichkeit 
der vorzeitigen Stimmabgabe ist nur dann zu gewähren, wenn durch die Einrichtung eines elektronischen, 
für den Wahlleiter und die Wahlleiter-Stellvertreter jederzeit einsehbaren Verzeichnisses, zuverlässig 
verhindert wird, dass ein Wähler nach der vorzeitigen Stimmabgabe eine weitere Stimme abgeben kann. 
Der Obmann hat unverzüglich nach der Übermittlung der Wahlvorschläge durch den Wahlleiter dafür zu 
sorgen, dass die Mitglieder die Wahlvorschläge im Hauptbüro sowie in dem (den) vor den für die 
vorzeitige Stimmabgabe vorgesehenen Ortsbüro (Ortsbüros) des Tourismusverbandes einsehen können. 
Während des Zeitraumes von einer Woche vor dem Wahltag können die Mitglieder ihre Stimme nach 
Überprüfung ihrer Identität, des von ihnen auszuübenden Stimmrechts und des Umstandes, dass vom 
betreffenden Mitglied der Stimmgruppe noch keine Stimme abgegeben wurde, durch den Wahlleiter-
Stellvertreter durch Einwurf des gefalteten Stimmzettels in eine versperrte und plombierte Wahlurne 
abgeben. Die Stimmabgabe hat in einer Wahlzelle oder in einem abgesonderten Raum zu erfolgen, in dem 
der Stimmzettel unbeobachtet ausgefüllt werden kann. Die erfolgte Stimmabgabe ist jeweils sofort im 
elektronischen Verzeichnis zu vermerken. Die Wahlleiter-Stellvertreter haben die abgegebenen 
Stimmzettel bis zu ihrer Auszählung im Rahmen der Vollversammlung in Wahlurnen, die dem 
Tourismusverband vom Wahlleiter versperrt und plombiert zur Verfügung gestellt werden, sicher zu 
verwahren und diese dem Wahlleiter rechtzeitig vor dem Wahltag sicher zu übermitteln. Über den Ort 
und die Zeit der sicheren und für Dritte unzugänglichen Aufbewahrung der Wahlurnen außerhalb der 
Öffnungszeiten des Hauptbüros bzw. der Ortsbüros des Tourismusverbandes sowie über die Art und die 
Zeit ihrer Übermittlung an den Wahlleiter ist ein Protokoll zu führen. 

(5) Die Wahl ist mit Stimmzetteln durchzuführen, welche zur Wahrung des Wahlgeheimnisses 
gefaltet in die Wahlurne einzuwerfen sind. Die nach Abs. 4 bereits im Rahmen der vorzeitigen 
Stimmabgabe abgegebenen Stimmzettel sind gemeinsam mit den in der Vollversammlung abgegebenen 
Stimmzetteln auszuzählen. Stimmzettel, auf denen der gewählte Wahlvorschlag nicht eindeutig 
bezeichnet ist, sind ungültig. Zusätzliche Anmerkungen oder Hinweise auf den Stimmzetteln gelten als 
nicht beigesetzt. Über die Gültigkeit von Stimmzetteln entscheidet der Wahlleiter, in Zweifelsfällen nach 
Einholung einer unverbindlichen Stellungnahme der anwesenden Beisitzer, endgültig. Wurde innerhalb 
der Frist nach Abs. 3 in einer Stimmgruppe nur ein gültiger Wahlvorschlag eingebracht, so sind die darin 
angeführten Personen vom Wahlleiter als gewählt zu erklären. Wurde innerhalb dieser Frist für eine 
Stimmgruppe kein Wahlvorschlag eingebracht oder lehnen in dieser Stimmgruppe sämtliche auf 
Wahlvorschlägen genannte Personen die Annahme der Wahl ab, so verliert diese Stimmgruppe ihr Recht 
auf Entsendung von Mitgliedern in den Aufsichtsrat und verringert sich die Anzahl der Mitglieder des 
Aufsichtsrates um diese Mitglieder. 

(6) Die Zahl der auf die einzelnen Wahlvorschläge entfallenden Mitglieder des Aufsichtsrates ist 
vom Wahlleiter nach der Wahlzahl zu ermitteln. Diese wird nach dem d’Hondtschen Verfahren wie folgt 
errechnet: Die Summen der für die einzelnen Wahlvorschläge abgegebenen gültigen Stimmen werden 
nach ihrer Größe geordnet nebeneinander geschrieben. Unter jede Summe wird die Hälfte geschrieben, 
darunter das Drittel, das Viertel usw. Dezimalzahlen sind zu berücksichtigen. Die so ermittelten Zahlen 
werden zusammen mit den auf die einzelnen Wahlvorschläge entfallenden Summen nach ihrer Größe 
geordnet, wobei mit der größten Summe begonnen wird. Als Wahlzahl gilt die Zahl, die in der Reihe die 
so vielte ist, wie die Anzahl der zu wählenden Mitglieder des Aufsichtsrates beträgt. Auf jeden 
Wahlvorschlag entfallen so viele Mitglieder, wie die Wahlzahl in der Summe der für den Wahlvorschlag 



 Tir. LGBl. - Kundgemacht am 21. November 2019 - Nr. 134 4 von 5 

www.ris.bka.gv.at 

abgegebenen Stimmen enthalten ist. Wenn danach mehrere Wahlvorschläge auf ein Mitglied oder 
mehrere Mitglieder im Aufsichtsrat denselben Anspruch haben, entscheidet das vom Wahlleiter zu 
ziehende Los. 

(7) Entfällt auf einen Wahlvorschlag nur ein Mitglied im Aufsichtsrat, so fällt dies auf die 
erstangeführte Person, bei zwei (drei usw.) Aufsichtsratsmitgliedern auf die erst- und die zweit- (dritt- 
usw.) angeführte Person. Personen, die zu Mitgliedern des Aufsichtsrates gewählt wurden, haben 
unverzüglich nach ihrer Wahl zu erklären, ob sie die Wahl annehmen. Bei der Wahl nicht anwesende 
Mitglieder können vor der Wahl beim Wahlleiter die schriftliche Erklärung abgeben, dass sie im Fall 
ihrer Wahl in den Aufsichtsrat diese annehmen werden. 

(8) Der Aufsichtsrat hat nach Möglichkeit im Anschluss an seine Wahl unter dem Vorsitz des 
Wahlleiters aus den gewählten Mitgliedern des Aufsichtsrates in getrennten Wahlgängen den Obmann, 
den ersten und den zweiten Obmannstellvertreter zu wählen. Können alle oder einzelne Mitglieder des 
Vorstandes nicht aus der Mitte des Aufsichtsrates gewählt werden, so sind sie aus den auf 
Wahlvorschlägen kandidierenden Personen, die kein Aufsichtsratsmandat erhalten haben, zu wählen, ist 
auch dies nicht möglich, aus der Vollversammlung. Kann die Wahl der Mitglieder des Vorstandes nicht 
im Anschluss an die Wahl des Aufsichtsrates durchgeführt werden, so hat der Aufsichtsrat zunächst ein 
Mitglied des Aufsichtsrates zu bestimmen, das den Aufsichtsrat innerhalb von zwei Wochen zur Wahl des 
Vorstandes und des Aufsichtsratsvorsitzenden und dessen Stellvertreters einzuberufen hat. Nach der Wahl 
des Vorstandes hat der Aufsichtsrat seinen Vorsitzenden und dessen Stellvertreter zu wählen. Die 
gewählten Personen haben zu erklären, ob sie die Wahl annehmen. Sodann wird der Aufsichtsrat durch 
das Nachrücken der auf den betreffenden Wahlvorschlägen in der Reihenfolge nächstgenannten 
Kandidaten ergänzt. Nach der Wahl des Vorstandes hat der Aufsichtsrat seinen Vorsitzenden und dessen 
Stellvertreter zu wählen. 

(9) Die Wahlen des Vorstandes sowie des Vorsitzenden des Aufsichtsrates und dessen Stellvertreters 
sind mit Stimmzetteln durchzuführen, sofern der Aufsichtsrat nicht einstimmig die offene Abstimmung 
beschließt. Gewählt ist, wer die meisten Stimmen auf sich vereinigt. Bei Stimmengleichheit ist eine 
Stichwahl zwischen jenen Personen durchzuführen, die die meisten Stimmen auf sich vereinigt haben. Bei 
neuerlicher Stimmengleichheit entscheidet das vom Wahlleiter zu ziehende Los. Mitglieder des 
Aufsichtsrates, die die Wahl zu einem Mitglied des Vorstandes angenommen haben, scheiden als 
Mitglieder des Aufsichtsrates aus.“ 

9. Der Abs. 3 des § 40 hat zu lauten: 

„(3) Beschlüsse dürfen nur dann genehmigt werden, wenn das betreffende Vorhaben zur Erfüllung 
der Aufgaben des Tourismusverbandes zweckmäßig und wirtschaftlich vertretbar ist, die Aufbringung der 
hierfür erforderlichen Mittel nach den Grundsätzen einer ordnungsgemäßen Wirtschaftsführung gesichert 
ist und der Tourismusverband einen Verschuldungsgrad von weniger als 85 v. H. aufweist.“ 

10. § 48a hat zu lauten: 

„§ 48a 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

(1) Das Amt der Tiroler Landesregierung ist Verantwortlicher nach Art. 4 Z 7 der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABl. 2016 Nr. L 119, S. 1. 

(2) Der Tourismusförderungsfonds ist Verantwortlicher nach Art. 4 Z 7 der Datenschutz-
Grundverordnung, in Fällen des § 2 Abs. 1 lit. b des Tiroler Datenverarbeitungsgesetzes, LGBl. 
Nr. 143/2018, gemeinsam mit dem Amt der Tiroler Landesregierung. 

(3) Die nach Abs. 1 und 2 Verantwortlichen dürfen folgende Daten verarbeiten, sofern diese Daten 
für die Vorschreibung und Einbringlichmachung von Pflichtbeiträgen und Beiträgen an den Tiroler 
Tourismusförderungsfonds, die Überwachung der Haushaltsführung der Tourismusverbände sowie für die 
Förderungsabwicklung des Tiroler Tourismusförderungsfonds jeweils erforderlich sind: 

 a) von Mitgliedern des Tourismusverbandes: Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, Bankdaten, 
Steuernummer, Umsatzsteuerdaten, zuständiges Finanzamt, Firmenbuch- bzw. 
Gewerberegisternummer, sonstige unternehmensrelevante Daten wie Betriebsstätte, 
Stimmgruppe, Mitgliedsnummer sowie Vertretungs- und Zustellbevollmächtigungsverhältnisse 
im Abgabenverfahren, 
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 b) von Vorstandsmitgliedern, dem Aufsichtsratsvorsitzenden und Stellvertreter sowie dem 
Geschäftsführer des Tourismusverbandes: Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, 

 c) von Abschlussprüfern: Identifikationsdaten, 
 d) von Vertretungs- und Zustellungsbevollmächtigten der in lit. a genannten Personen: 

Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, 
 e) von Förderwerbern an den Tiroler Tourismusförderungsfonds: Identifikationsdaten, 

Erreichbarkeitsdaten, Bankdaten, 
 f) von Mitgliedern des Kuratoriums des Tiroler Tourismusförderungsfonds: Identifikationsdaten, 

Erreichbarkeitsdaten. 

(4) Die nach Abs. 1 und 2 Verantwortlichen dürfen Daten nach Abs. 3 an die mit Angelegenheiten 
dieses Gesetzes befassten Gebietskörperschaften, die Tourismusverbände, den Tiroler Landtag sowie die 
Gerichte übermitteln, sofern diese Daten für die Erfüllung der diesen Organen und Stellen obliegenden 
Aufgaben erforderlich sind. 

(5) Der nach Abs. 1 Verantwortliche darf folgende Daten verarbeiten, sofern diese für die 
Abwicklung von Wahlen des Aufsichtsrates und des Vorstandes jeweils erforderlich sind: 

 a) von Wahlwerbern und von Listenführern: Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, 
Stimmgruppe, Mitgliedsnummer, Daten zur Prüfung eines allfälligen Ausschlusses von der 
Wählbarkeit im Sinn des § 12 Abs. 2 dritter Satz, 

 b) vom Wahlleiter und von Wahlleiter-Stellvertretern: Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, 
 c) von Mitgliedern des Tourismusverbandes: Identifikationsdaten, Erreichbarkeitsdaten, 

Berufsbezeichnung, Mitgliedsbetrieb, Mitgliedsnummer, Stimmgruppe, Vertretungs- und 
Zustellungsbevollmächtigungsverhältnisse, Daten über den Ort und den Zeitpunkt der 
Stimmabgabe. 

(6) Daten nach Abs. 3 sind längstens zehn Jahre nach der letzten inhaltlichen Bearbeitung zu 
löschen, Daten nach Abs. 5 nach dem Zeitpunkt, in dem das Ergebnis der Wahl unanfechtbar feststeht. 

(7) Als Identifikationsdaten gelten: 
 a) bei natürlichen Personen der Familien- und der Vorname, das Geschlecht, das Geburtsdatum, 

allfällige akademische Grade, Standesbezeichnungen und Titel, 

 b) bei juristischen Personen und Personengesellschaften die gesetzliche, satzungsmäßige oder 
firmenmäßige Bezeichnung und hinsichtlich der vertretungsbefugten Organe die Daten nach lit. a 
sowie die Firmenbuchnummer, die Vereinsregisterzahl, die Umsatzsteuer-Identifikationsnummer 
und die Ordnungsnummer im Ergänzungsregister. 

(8) Als Erreichbarkeitsdaten gelten Wohnsitzdaten und sonstige Adressdaten, die Telefonnummer, 
elektronische Kontaktdaten, wie insbesondere die E-Mail-Adresse und Telefax-Nummer, oder 
Verfügbarkeitsdaten.“ 

Artikel II 

Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 
 

Die Landtagspräsidentin: 

Ledl-Rossmann 

Der Landeshauptmann: 

Platter 

Das Mitglied der Landesregierung: 

Geisler 

Der Landesamtsdirektor: 

Forster 
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